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'4/1995 - Mit Sonderbeilage Nordrhein-Westfalen 

NRW Kämpferisch in den 
Cou Schlußspurt 
.j Schlossen, kämpferisch, optimistisch - so präsen- 

e1e sich die nordrhein-westfälische CDU zum Auf- 
. *t der heißen Phase des Landtagswahlkampfs am 
. -April in der Düsseldorfer Philipshalle. Zu Beginn 

s Schlußspurts war Bundeskanzler Helmut Kohl 
^ ch Düsseldorf gekommen, um Helmut Linssen, 

^ Ministerpräsidenten-Kandidaten, den Rücken 
Stärken. 

i   "l lobte Helmut Linssen als kompetenten und sach- 
te! 
Nit 
ler 

'gen Politiker, mit dem Nordrhein-Westfalen einen 
'sehen Neubeginn starten könne. Der Bundeskanz- 

(Y 'JUtzte die Gelegenheit zu einer Klarstellung in der 
fe   

Ussi°n um den 8. Mai : Niemand habe das Recht, 
tije

?u'egen. was die Menschen in ihrer Erinnerung an 
1 Tag zu denken hätten, so der Bundeskanzler un- 

eifall der 5 000 Besucher. 
terdemE 

Harf b   "" ging Helmut Kohl mit NRW-Ministerpräsident 
Her i"1S ^er'cnt- dem er seine ..Liebedienerei" gegenü- 
\v , e,T1 früheren SED-Regime vorhielt. Wie wäre es 
0(j   ^en Menschen in den Botschaften von Budapest 
tew      * ergangen, wenn Rau 1987 bei der Bundes- 

s ^ahl gesiegt hätte, fragte der Kanzler. I 
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Herzliche Begrüßung 
des Bundeskanzlers 
in Düsseldorf 

• Auch CDU-Spitzenkandidat Helmut 
Linssen griff den amtierenden Ministerprä- 
sidenten mit deutlichen Worten an. „Johan- 
nes Rau ist Vergangenheit, wenden wir uns 
der Zukunft zu", rief er den Menschen in 
der Philipshalle zu. Das System Rau stehe 
für Entscheidungsschwäche und Wegtau- 
chen in schweren Situationen. Es stehe für 
ein wucherndes Geflecht von Klüngel, Filz 
und Privatverpflichtungen. In Düsseldorf 
seien Vetternwirtschaft und Ämterpatronage 
zu Säulen der Politik geworden. 
Helmut Linsen forderte einen politischen 
Neuanfang und formulierte fünf große Ziele 
für Nordrhein-Westfalen: 
# Eine starke Wirtschaft, mit der wir in Eu- 
ropa an die Spitze kommen, so daß möglichst 
viele Menschen gute Arbeitsplätze haben und 
unser Wohlstand stabil begründet ist. 
# Ein menschlicher und leistungsfähiger 
Sozialstaat, in dem Eigenverantwortung und 
Solidarität mit den Schacheren gelebt 
werden. 
# Ein starker und wertebewußter Staat, der 
seinen Bürgern Sicherheit gewährleistet und 
menschliche Tugenden wieder zur Grundla- 
ge des Zusammenlebens macht. 

# Eine Zivilisation, in der Wohlstand und 
gesunde Umwelt dauerhaft miteinander ",1 

Gleichgewicht sind. 
# Ein lebendiges kulturelles Leben, in <Je" 
Wissenschaft und Forschung, moderne 
Technik und Natur, Tradition und Fort- 
schritt, Gemeinschaftssinn und Selbstbe- 
wußtsein sich entfalten können. 
Zuvor hatte NRW-Generalsekretär Herbert 
Reul nach dem Eintreffen des BundeskaflZ' 
lers, des Spitzenkandidaten und des Lande*' 
Vorsitzenden Norbert Blüm die Zuhörer 
richtig in Stimmung gebracht. „Wir dürfenl 

diesem Land nicht antun, daß die sozialde- 
mokratische Trümmertruppe unter Vorsitz 
von Johannes Rau weiterhin die Geschick6 

des Landes bestimmen kann", appellierte 
Herbert Reul an seine Partei. 
Den Schlußpunkt in der Philipshalle setzte 
Norbert Blüm, der betont kämpferisch zu e 

nem energischen Schlußspurt in den letzte"1 

drei Wochen aufrief. Dabei machte er den1' 
lieh, daß die CDU am 14. Mai 1995 keine 
Stimme zu verschenken habe, schon gar 
nicht an die FDP, die gegebenenfalls aucfl g 
mit Johannes Rau regieren wolle. 
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fur Bremen steht fest: Neuanfang 
*Uir mit starker CDU möglich 
Z11 Bundesland Bremen ist der Wahl- 
ampf in die heiße Phase eingetreten. 
^ 14. Mai entscheiden die Bürgerin- 

^n und Bürger in Bremen und Bre- 
Shaven darüber, welchen Weg die al- 

e Nanse-Stadt gehen wird. 

t,'6 Alternativen sind klar: Auf der einen 
eite steht Rot-Grün. Dieser Koalition ist 
2u verdanken, daß das kleinste Bundes- es _ 

nd in eine Sackgasse geraten ist: 

^'e Verschuldung ist derart gestiegen, 
daß Bremens Selbständigkeit in Gefahr 
'st. 

%r Crstmals in seiner Geschichte ist der 
^^"ei-Städte-Staat auf Sonderzuweisun- 
§en aus Bonn angewiesen. 

Nichtige Investitionen für Zukunftspro- 
jekte und neue Arbeitsplätze werden 

I), 
v°n Rot-Grün blockiert. 

J® CDU mit Ulrich Nölle an der Spitze 
n "l dem eine verläßliche Politik für ei- 
^ n Aufschwung und zukunftssichere Ar- 
|, lsplätze entgegen. Grundlage dafür sind 
.. lriPetenz und Durchsetzungskraft, da- 
„ .^allererst die Finanzen in Ordnuiiiz 
'ebracht werden. 

.  e neue Gruppierung fällt vor allem 
(/Jh 'hre Wendemanöver auf: Die AfB 

°eit für Bremen/Bremerhaven) ent- 
dj' ^Ursprünglich aus Ablehnung gegen 
(]Pribisherige rotgrüne Politik. Ihre führen- 

treter sind langgediente Sozialde- 
raten, die nun aus der SPD austraten. %k 

Ab 
MJ* 

Wer weiß, ob die Wählergemein- 
geh*i{ nicht doch mit der SPD zusammen- 

^srlWürde- Die AfB schließt das nicht 

^e h     h damit mieben Bremen und Bre- 
Crü r Ven in der Sackgasse. Die Bremer 

U stellt klar: 

Neuanfang nur mit 

starker CDU möglich 
Wer den politischen Neuanfang in Bre- 
men/in Bremerhaven will, muß am 14. Mai 
CDU wählen. Es geht nicht nur darum, ei- 
nen rotgrünen Senat zu verhindern, son- 
dern die Sozialdemokraten in die Opposi- 
tion zu schicken, damit ein richtiger Neu- 
anfang möglich wird. Dieser geht nur un- 
ter Führung einer starken CDU. 

In der neuen Wählerinitiative „Arbeit für 
Bremen "/„Arbeit für Bremerhaven " (AfB) 
haben sich überwiegend ehemalige Sozial- 
demokraten zusammengeschlossen, die 
über Jahrzehnte SPD-Politik mitverant- 
wortet haben. Die AfB will zwar auch 
Rot/Grün verhindern, schließt aber eine 
Koalition mit der SPD nicht auch. 

Die Sozialdemokraten in AfB und SPD ha- 
ben viel gemeinsam. Das machen die AfB- 
Positionen gegen Privatisierungen deut- 
lich. Das gilt auch für die AfB-Forderung 
nach mehr Gesamtschulen. Niemand kann 
heute sagen, mit wem die AfB nach dem 
14. Mai regieren will, - geschweige denn, 
wie sich diese Wählerinitiative entwickelt. 

Alle Prognosen besagen, daß die AfB si- 
cher in die Bürgerschaft kommt. Aber nur 
die CDU steht für eine klare und verläßli- 
che Politik. Wer CDU-Politik will, muß 
CDU wählen. Und wer Ulrich Nölle als 
Bürgermeister will, muß auch CDU 
wählen. Es darf keine Stimme an andere 
verschenkt werden. 

Deshalb am 14. Mai: CDU! 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Wir werden die Regelungslücke 
im Strafrecht schnell schließen 
Mit tiefer Betroffenheit hat naeh den 
Worten von Generalsekretär Peter 
Hintze der Bundesvorstand auf die An- 
sehläge gegen den nordrhein-westfäli- 
schen Spitzenkandidaten Helmut Lins- 
sen und den CDU-Bundestagsabgeord- 
neten Theo Blank vom Wochenende 
reagiert und Erleichterung darüber 
zum Ausdruck gebracht, daß kein 
Mensch zu Schaden gekommen ist. 
Auf einer Pressekonferenz im Anschluß an 
die Bundesvorstandssitzung am 24. April 
im Konrad-Adenauer-Haus bekräftigte der 
Generalsekretär die deutliche Absage der 
CDU an Gewalt und Extremismus und 
forderte eine intensive Fahndung nach den 
Tätern. Peter Hintze: Der Rechtsstaat muß 
sich als wehrhafte Demokratie erweisen. 
Es darf nicht dazu kommen, daß politische 
Ziele mit dem Einsatz brutaler Gewalt 
verfolgt werden. 
Mit großer Sorge sehe die CDU auch die 
gewalttätigen Aktionen im Zusammen- 
hang mit dem Transport der Castorbehäl- 
ter, wobei Schienen durchgesägt, Bahn- 
schwellen untergraben, Oberleitungen sa- 
botiert werden und sogar in Kauf genom- 
men werde, daß Menschenleben zu Scha- 
den kommen. 
Peter Hintze: Diese kriminellen Machen- 
schaften müssen von den Demokraten ge- 
meinsam zurückgewiesen werden. Ich for- 
dere deshalb die Sozialdemokraten dazu 
auf, nicht durch verbale Angriffe gegen 
diejenigen, die nach Recht und Gesetz 
handeln, Öl ins Feuer der gewalttätigen 
Demonstranten zu gießen. 
Was die Sitzblockaden von Straße und 
Schiene angeht, kündigte der Generalse- 

kretär an, daß die CDU entschlossen ist, 
die Regelungslücke im Strafgesetzbuch, 
auf die auch das Bundesverfassungsge- 
richt in seiner schriftlichen Urteilsbegi'ü'1' 
dung noch einmal ausdrücklich hingewtf' 
sen hat, schnell zu schließen. 

Der Bundesvorstand hat sich auch mit ue 

Ergebnissen des Weltklimagipfels in Ber' 
lin befaßt und diese Konferenz als einen 
wichtigen Schritt auf dem Wege zu eine' 
ökologischen Gesamtverantwortung der 
Völkergemeinschaft gewürdigt. 

Peter Hintze: Es ist Angela Merkels behaf' 
licher und kluger Verhandlungsstrategie ^ 
verdanken, daß der Weltklimagipfel diese" 
wichtigen Schritt weitergekommen ist. 

Besonders ausführlich hat sich der Bun- 
desvorstand mit der Arbeit der CDU vor 

Ort beschäftigt. Die Kommunalpolitik ist 

das Fundament der gesamten politische11 

Arbeit und damit auch die Voraussetzung 
für den Erhalt und Ausbau der Struktur6' 
len Mehrheitsfähigkeit der CDU über & 
Jahr 2000 hinaus. 

Peter Hintze: Wir können erfreut festste'' 
len, daß wir, was die Zahl der kommuna- 
len Mandate angeht, mit beachtlichem 
Vorsprung vor der SPD auf dem ersten 
Platz liegen. Wir wollen uns aber auf u'e 

sem ersten Platz nicht ausruhen, sonder" 
uns angesichts veränderter Herausforde- 
rungen in der Welt weiter den großen ' 
men Wohnen, Arbeit und Familie, Verke 

und Ökologie widmen. 

Deshalb beabsichtigt der Generalsekretä" 
den 3. Tag des Parteitages in Karlsruhe- 
auch unter das Thema KommunalpoUf ^ 
zu stellen. 
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Überzeugende Kommunalpolitik 
hilft, auch Landtags- und 

Bundestagswahlen zu gewinnen 
,,^ch einer ausführlichen Diskussion 
ker Kommunalpolitik im Bundesvor- 
land, der zu seiner ersten Sitzung nach 
er Osterpause am 24. April im Kon- 

f
ad-Adenauer-Haus zusammentrat, 
aßte der Parlamentarische Staatsse- 
retär beim Bundesminister des Innern 

Und Vorsitzende der Kommunalpoliti- 
ken Vereinigung (KPV), Horst Waf- 
^schmidt, die Schwerpunkte der 
"^-Kommunalpolitik in einer Pres- 
erklärung zusammen: 
jte Erfahrungen lehren: Überzeugende 

^-Kommunalpolitik hilft der CDU, 
Cn Landtags- und Bundestagswahlen zu 

Rinnen. Denn vor Ort erleben die Bür- 
*er die Politik bei vielen täglichen Anile- 
ly n- Diese Erlebnisse sind mitprägend für 
Jjj Gesamtbild der Partei, z. B. in der Fa- 
^'ienpolitik. 

"ersonalplanung ist dringender 
jfenn je wegen der zunehmenden 
Direktwahl der Bürgermeister 
u«d Landräte! 
enn wir mehr Erfolge bei der zunehmen- 
n Direktwahl von Bürgermeistern und 
Karaten haben wollen, brauchen wir 
nr Personalplanung auf Landes- und 

. .ttdesebene. Für wichtige Kommunalpo- 
°nen müssen sehr gute Kandidaten an- 

ün °ten werden können. Dies gelingt bei 
sicheren Mehrheiten nur, wenn später 
ch einmal eine sichere Wahl in Aussicht 

j> steHt werden kann. Wir brauchen dafür 
^Jsonalbörsen bei der Bundespartei und 
Sle

n ^andesparteien, um gute Bürgermei- 
kandidaten vermitteln zu können. 

Kommunale Selbstverwaltung 
braucht mehr Entscheidungsspiel- 
räume, sonst ist sie uninteressant! 

Wenn kommunale Entscheidungen, z. B. 
nur am „goldenen Zügel" von Staats- 
behörden hängen, haben interessante Kan- 
didaten wenig Lust an der Mitarbeit im 
Kommunalparlament. Deshalb ist jetzt 
notwendig: 
# Die Ermächtigung an Kommunen, staat- 
liche Vorgaben für kommunale Einrichtun- 
gen auch durch eigene Gestaltungsfreiheit 
zu bewirken, wenn derselbe Zweck erreicht 
wird. Die KPV überreichte entsprechende 
Vorschläge an Finanzminister Waigel zur 
Festlegung im Bundeshaushalt. 
# Die Durchsetzung der Gemeindefinanz- 
reform mit unmittelbarer Beteiligung der 
Kommunen an der Umsatzsteuer. 
# Bei Investitionen mehr kommunale In- 
vestitionspauschalen statt Einzeldotatio- 
nen mit langen Antrags- und Bewilli- 
gungsverfahren. 
# Mehr Privatisierung kommunaler Ein- 
richtungen. 

Gesetzliche Ausgabenflut darf 
Selbstverwaltung nicht ersticken! 

Zur Zeit besteht die größte gesetzliche Aus- 
gabenflut im Sozialhilfebereich, nämlich in 
Höhe von rd. 50 Mrd. DM jährlich. Deshalb 
sind jetzt insbesondere notwendig: 
# die konsequente Entlastung durch die 
Pflegeversicherung, 
# kommunale Entlastung bei den „Seeho- 
ferplänen", 
# zusätzlich kommunale Finanzausstattung 
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oder Kostenentlastung an anderer Stelle bei 
neuen Belastungen für die Kommunen. 

Unsere Mehrheiten leben vom Kon- 
takt im „vorpolitischen Raum"! 

Der Kontakt im „vorpolitischen Raum" 
muß weiter verstärkt werden. Für die 
CDU gibt es kaum mehr „selbstverständli- 
che" Freundesgruppen. Die entsprechen- 
den politischen Aktivitäten verlangen 
mehr Zeit und Einsatz, sind aber durch 
nichts zu ersetzen. Dabei ist z. B. der stän- 
dige persönliche Kontakt zu den örtlichen 
Sportvereinen wichtiger als ein umfang- 
reiches sportpolitisches Grundsatzpro- 
gramm! 

Starke kommunale Selbstverwal- 
tung bewahrt vor „Bürgerinitia- 
tivenrepublik"! 

Wenn die kommunale Selbstverwaltung 
nicht effektiv und bürgernah ist, nehmen 
die Bürgerinitiativen besonders zu! Mei- 
stens richten sie sich gegen eine Maßnah- 
me und behindern oft Einrichtungen von 
großer Tragweite für eine Region. Darum 
ist die Stärkung der kommunalen Selbst- 
verwaltung auch für die notwendige reprä- 
sentative Demokratie von großer Bedeu- 
tung! 

Bei den zunehmenden weltweiten 
Organisationsformen brauchen 
die Menschen die Geborgenheit 
vor Ort! 

Heimat ist wieder in! Seit die politischen 
und gesellschaftlichen Organisationsfor- 
men für die Bürger immer größer werden, 
z. B. Europaorganisationen und weltweite 
UNO-Aktionen, brauchen die Menschen 
immer mehr Geborgenheit vor Ort. Dies 
um so mehr, als Geborgenheit in der Kir- 
che oder im Berufsstand schwindet. Kom- 
munale Aktionen und Einrichtungen, z. B. 
Stadtfeste und Seniorentreffs, gewinnen 
an Bedeutung für den seelischen Zustand 
im Volk! Wer bei diesen Grundbedürfnis- 
sen das beste Angebot macht, gewinnt 
auch Wahlen besser! 

Gemeindepartnerschaften müssen 
Europa stärken und ausbauen! 

Durch Tausende Städtepartnerschaften, 
getragen von den Bürgern, wurde Europa 
in die Herzen der Menschen gebracht. Wa5 

nach Westeuropa gediehen ist, muß auch 
nach Osteuropa und Südosteuropa weiter 
aktiviert werden. Hier haben die Komm11' 
nen eine historische Aufgabe für Frieden, 
Freiheit und Zusammenarbeit; denn in 
Osteuropa entscheidet sich viel für ganz 
Europa! Tausende kommunaler Aufbau- 
partnerschaften müssen staatliche und 
wirtschaftliche Aktivitäten ergänzen. 

Die Kommunen brauchen mehr M'*' 
spräche im politischen Geschehen! 

Oft kommen sich Kommunalpolitiker als 
„Lastesel" der Politik vor, die nur aus- 
führen müssen, was Bund und Länder be' 
schließen. Für die Kommunalpolitiker is1 

es wichtig, daß sie regelmäßig von den 
Regierungschefs in Bund und Ländern 
zum Gedankenaustausch eingeladen wer' 
den. Dafür reichen gelegentliche Veran- 
staltungen der kommunalen Spitzenver- 
bände oder der KPV nicht aus. Auch die 
MdBs und MdLs sind hier gefordert. 
Andererseits sollen aber auch die Komm11' 
nalpolitiker nicht denken, sie alleine ken"' 
ten nur die Gefühle und Gedanken der 
„Basis". 

Alle Aufgaben gehen die gesamt 
CDU und CSU an! 

Die oben genannten Beispielbereiche zei' 
gen, daß hier Aufgaben für die gesamte 
CDU und CSU anstehen! Es muß z. B. 
mehr Vorstandssitzungen und Parteitage 
auf allen Ebenen geben, die sich mehr m1 

kommunalen Aufgaben befassen! Die 
KPV kann in allen diesen Bereichen nur 
eine begrenzte Hilfestellung geben! 
Genauso müssen Kommunalpolitiker def 

Union sich immer wieder einbringen in 
die Gesamtpolitik der CDU, z. B. bei de' 
Familienpolitik, der Umweltpolitik und 
notwendigen Reformen des Steuerrechts- 
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Mehr BAföG zum Herbst 1995 
Das Bundeskabinett hat am 25. 
April den Regierungsentwurf eines 
17. BAföG-Änderungsgesetzes ver- 
abschiedet. Damit ist der Weg frei 
für die dringend notwendigen Lei- 
stungsverbesserungen beim BAföG. 

Durch die Anhebung der Bedarfssätze 
um 4 Prozent zum Herbst 1995 steigen 
die Förderungshöchstsätze auf 990 
DM in den alten und 980 DM in den 
neuen Bundesländern. Außerdem wer- 
den zum Herbst 1995 die Freibeträge 
um 4 Prozent angehoben und die Sozi- 
alpauschalen angepaßt. 
Der Gesetzentwurf sieht weiter die 
Aufhebung der Altersgrenze von 30 
Jahren für Studierende „ohne Abitur" 
vor. Die besonderen finanziellen Bela- 
stungen Alleinerziehender sollen künf- 
llg bei der Darlehensrückzahlung 

berücksichtigt werden. Schließlich 
wird die Förderung an Hochschulen ab 
Herbst 1996 von einem Studienstands- 
nachweis nach dem 2. Fachsemester 
abhängig gemacht. 

Das pünktliche Inkraft- 
treten nicht blockieren 

Bundesbildungsminister Jürgen Rütt- 
gers: Mit Blick auf die Beratungen im 
Bundesrat appelliere ich an die Bun- 
desländer, das pünktliche Inkrafttreten 
des Gesetzes nicht erneut durch eine 
Anrufung des Vermittlungsausschus- 
ses zu blockieren. Wer jetzt auf die 
Bremse tritt, verhindert, daß Schüler 
und Studenten so schnell wie möglich 
in den Genuß verbesserter Förde- 
rungsbedingungen kommen. 

Drei junge Landtagsabgeordnete direkt gewählt 
Die hessische CDU hat einen Prozeß 
der Verjüngung der Hessen-Union 
'« Gang gesetzt. Drei junge Land- 
tagsabgeordnete gehören der neuen 
CDU-Landtagsfraktion an. 

Sowohl Eva Kühne-Hörmann (33) wie 
auch Frank Gotthardt (24) und Birgit 
^eirnetz-Lorz (34) waren über die 
CDU-Landesliste nicht abgesichert 
Und gewannen über zum Teil spekta- 
kuläre Wahlkreissiege ihr Mandat. 

Eya Kühne-Hörmann siegte in einem 
Kassler Wahlkreis gegen Ministerprä- 
sident Eichel mit 84 Stimmen Vor- 
sPrung. Diplom-Kaufmann Frank 

Gotthardt errang mit seinem Sieg den 
Titel „jüngster in der Geschichte Hes- 
sens direkt in den Landtag gewählter 
Abgeordneter" und setzt damit eine al- 
te Marburger Tradition fort. Bereits 
Bundeskanzleramtsminister Friedrich 
Bohl zog im Alter von 25 Jahren in 
den hessischen Landtag ein. 
Bei Birgit Zeimetz-Lorz krönt das Ab- 
geordnetenmandat eine langjährige 
Parteiarbeit. Über Funktionen in der 
Jungen Union wurde sie in den Wies- 
badener CDU-Kreisvorstand gewählt. 
Heute gehört die Verwaltungsrichterin 
dem CDU-Bezirksvorstand Westhes- 
sen an. 
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Unsere Steuerpolitik: 
wachstumsorientiert • leistungsgerecht 

familienfordernd • mittelstandsfreundlich 
Bürger und Betriebe haben im Jahr 7 996 
insgesamt 30 Milliarden DM weniger 
Steuern und Abgaben zu zahlen. Dies 
hat das Bundeskabinett einstimmig be- 
schlossen. Damit setzen wir nach einer 
schwierigen Übergangsphase der Be- 
wältigung der Finanzierungslasten der 
Deutschen Einheit unsere erfolgreiche 
Steuerreformpolitik der 80er Jahre fort. 
Damals wurden alle Steuerzahler um SO 
Milliarden DM netto entlastet. 

1996 wird das Jahr der Steuer- 
entlastungen: 

Wir schaffen einen leistungsgerechten und 
familienfreundlichen Einkommensteuerstarif 

Ab dem 1. Januar 1996 wird das Existenzmini- 

mum in Höhe von rund 12.000 DM für Ledige 
und 24.000 DM für Verheiratete steuerfrei ge- 
stellt. Diese Grundentlastung wird mit steigen- 
dem Einkommen stetig abgebaut und läuft 
bei einem zu versteuernden Einkommen von 
rund 43.000 DM bei Ledigen und 86.000 DM 

bei Verheirateten aus. Mittlere und höhere 
Einkommen werden durch die leistungs- 

freundliche Senkung der Progressionszone um 
0,7 Prozent-Punkte entlastet. 

Auch künftig werden kleine und mitt- 
lere Renten nicht besteuert. Zudem 
bleibt das Pflegegeld steuerfrei. Das 
gilt auch dann, wenn es Verwandte 
und Nahestehende erhalten, die dem 

Pflegebedürftigen aufgrund sittliche* 
Verpflichtung helfen. 

Jeder Steuerpflichtige wird entlastet. 
Weitere 1,5 Millionen Haushalte müsset 
künftig überhaupt keine Steuern mehr 
zahlen. Die Gesamtentlastung kommt*** 
allem den unteren Einkommen zugu- 
te. Die Neuregelung ist gerecht und o"* 
gewogen. 

Wir fördern Familien 
Wir haben den Familienlastenausgleich zu eine 

Familienleistungsausgleich weiterentwikkelt. r0' 
milien können künftig zwischen einem beträcn'' 

lieh erhöhten Kindergeld oder einem ebenfalls 

deutlich heraufgesetzten Kinderfreibetrag 
wählen. Das monatliche Kindergeld wird für o° 
erste Kind auf 200 DM, für zwei Kinder auf 40° 
DM, für drei Kinder auf 700 DM und für vier W 
der auf 1.000 DM erhöht. Steuerpflichtige, die 
sich für den Kinderfreibetrag entscheiden, ernO 
ten kein Kindergeld, können aber einen Freibe- 

trag in Höhe von 6.264 DM geltend machen- 

Wir fördern die Familien ab 1996 i*'[ 
6 Milliarden DM mehr. Der neue fo^ 
Henleistungsausgleich ist effizientefi 
durchschaubarer und zielgenauer. 

Wir vereinfachen das Steuerrecht 
Die Vielzahl an steuerpolitischen Entscheidun- 
gen und Gesetzen hat die Überschaubarkeit 
und Planbarkeit im Steuerrecht beeinträchtigt- 

Das Steuerrecht wird deshalb ab 1996 

Dieses Flugblatt haben in großer Auflage die wahlkampfführenden Landesverbände erhalten- 
Weitere Bestellungen können - solange der Vorrat reicht - an die CDU-Bundesgeschäftsstel- 
le, Hauptabteilung Öffentlichkeitsarbeit gerichtet werden. Telefon (02 28) 5 44-4 77. 
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utlich vereinfacht. Steuerpflichtige können künf- 

i? Mitgehend vereinfachte und verkürzte Er- 
rungsvordrucke zur Einkommensteuer einrei- 

en und wählen, ob sie ihre Steuererklärung nur 
ch alle zwei Jahre abgeben wollen. Wer die 

•  r2veranlaqunq wählt, erhält einen Sonderfrei- 
kag. 

Wir setzen die 
Unternehmensteuerreform fort 

' r Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen 
, rden die Unternehmen durch die Abschaffung 
„ r Gewerbekapitalsteuer und einer weiteren 
i. n^ng der Gewerbeertragsteuer entlastet. Die 

. err>ehmensteuerreform wird aufkommensneu- 
I erfolgen. Die Kommunen werden zum Aus- 

~e'ch an der Umsatzsteuer beteiligt; sie ist im 
9ensatz zur Gewerbesteuer nicht nur eine dy- 

i  ^'sche Wachstumssteuer. Die Verbesserung 
' °er Erbschaft- und Schenkungsteuer bringt ei- 
^eitere Erleichterung beim Generationsüber- 

9Qn9 in Unternehmen. 

Wir unterstützen weiter 
fon Aufbau in den neuen Bundesländern 

^dinglichste Aufgabe bleibt die Schaffung 
j   er Arbeitsplätze. Deshalb wird die Förderung 

Wirtschaft in den neuen Bundesländern fort- 
unrt und auf die Stärkung der industriellen Ba- 
sowie den Aufbau eines leistungsfähigen Mit- 

•y   Qndes konzentriert. Die Industrie erhält eine 

r ^9e in Höhe von 5 Prozent, kleine und mittle- 

u  , n'ernehmen des verarbeitenden Gewerbes 
h-i   es Handwerks erhalten eine Zulage in 
Q    ?.Von 10 Prozent. Die Sonderabschreibun- 
tr- , [Ur Ausrüstungsinvestitionen, für eigenbe- 
Q     !ch genutzte Gebäude im verarbeitenden 

t>a A        unc' ^ur ^'e Modernisierung von Ge- 
den werden mit 40 Prozent und für den Woh- 

^sneubau mit 20 Prozent fortgeführt. Die Ver- 
9ensteuer bleibt bis Ende 1998 ausgesetzt. 

ö.   Wir stärken die Vermögensbildung 
n6L   ln^0mmensgrenzen zum Erhalt der Arbeit- 

rTle'"sparzulage werden von 27.000 DM für 

Ledige und 54.000 DM für Verheiratete auf 
35.000 DM für Ledige und 70.000 DM für Ver- 
heiratete angehoben. Damit wird die Vermögens- 
bildung für Arbeitnehmer mit 210 Millionen DM 
zusätzlich unterstützt. 

Darüber hinaus wird die betriebliche Vermögens- 
bildung stärker auf die Beteiligung der Arbeitneh- 
mer ausgerichtet: Tarifverträge über außerbe- 
triebliche Vermögensbeteiligungen sind rechtlich 
zulässig. Dies gilt auch für Tarifverträge, die Be- 
triebsvereinbarungen über die Zuwendung eines 
Teils des Tariflohns als Vermögensbeteiligung zu- 
lassen. 

Wir stopfen Steuer-Schlupflöcher 
von Spitzensportlern oder Fernsehstars 

Um es Spitzensportlern, Künstlern und Fernseh- 

stars, die in Deutschland ihr Geld verdienen, we- 
niger interessant zu machen, ihren Wohnsitz aus 

steuerlichen Gründen ins Ausland zu verlegen, 

wird der Pauschalsteuersatz, mit dem sie besteu- 

ert werden, von 1 5 auf 25 Prozent angehoben. 

Wir schaffen den Kohlepfennig ab 
Wir ersetzen den Kohlepfennig nicht durch eine 
neue Steuer. Der Kohlepfennig, der zur Zeit 8,5 
Prozent der Stromrechnung beträgt, entfällt ab 
1996. Die Finanzierung der Steinkohlesubventi- 
on erfolgt dann über den Bundeshaushalt, eine 
Ersatzsteuer wird es nicht geben. Damit werden 
die Stromverbraucher um 7,5 Milliarden DM ent- 
lastet. 

7 996 wird das Jahr der Steuerentla- 
stungen und Steuerstrukturverbesse- 

| rungen. Mit dem Jahressteuergesetz 
1996, dem Familienleistungsausgleich 
und der ersatzlosen Streichung des 
Kohlepfennigs haben wir die Weichen 
für eine deutliche Senkung der Steu- 
er- und Abgabenlast von Bürgern und 
Unternehmen gestellt. Wir knüpfen 
damit an die erfolgreiche Steuerreform- 
politik der 80er Jahre an. 
Wir halten Wort! 

CDU-Steuerpolitik: Gerecht und leistungsfreundlich 

CDU 
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Brüsseler Erklärung: 

Transparenz fördern 
Bürgernähe sichern 

Die EVP, die EVP-Fraktion im Eu- 
ropäischen Parlament und die EDU ha- 
ben, vom 29. bis 31. März zusammen ei- 
ne Parlamentarierkonferenz im Eu- 
ropäischen Parlament in Brüssel zur 
Zukunft der Europäischen Union ver- 
anstaltet. In sechs verschiedenen Ar- 
beitsgruppen haben nationale und eu- 
ropäische Parlamentarier, im Hinblick 
auf die Regierungskonferenz 1996, 
wichtige europäische Themen diskutiert 
und folgende Erklärung verabschiedet: 

Wir, 300 Abgeordnete der Mitgliedspartei- 
en der Europäischen Volkspartei, ihrer 
Fraktion im Europäischen Parlament der 
Europäischen Union aus 31 Ländern Euro- 
pas, haben drei Tage lang gemeinsam über 
die zukünftige Gestaltung der Europäi- 
schen Union beraten. 

Unser Ziel war, im Bewußtsein der beste- 
henden unterschiedlichen Traditionen und 
Visionen über Parteigrenzen hinweg ge- 
meinsame Prinzipien für die Reform der 
Europäischen Union zu entwickeln und 
frühzeitig den Dialog zwischen nationalen 
und europäischen Volksvertretern zu för- 
dern. Wir wollen eine breite und öffentli- 
che Debatte über Europa. 

Die 1996 beginnende Regierungskonfe- 
renz kann nur gelingen, wenn die Bürger 
in allen Mitgliedsstaaten frühzeitig und 
umfassend in die Diskussion einbezogen 
werden. Wir sind der festen Überzeugung, 
daß wir einen entscheidenden Gestal- 
tungsbeitrag leisten können. 

Der Auftrag ist eindeutig: Die Regierungs- 
konferenz muß sich im Sinne des Maa- 

strichter Vertrages und der anderen vofl1 

Europäischen Rat festgelegten Theme11 

und vor dem Hintergrund der Frage der 
Erweiterung mit der institutionellen Re' 
form, der Entwicklung einer handlungs' 
fähigen Außen-, Sicherheits- und Verted 
gungspolitik wie auch einer entschloss^' 
nen Politik zur Wahrung der inneren Si' 
cherheit befassen. 

Wir wollen uns für die Reform der Eu- 
ropäischen Union im Rahmen der Reg,e 

rungskonferenz 1996 von folgenden 
Grundsätzen leiten lassen: 

• Handlungsfähigkeit 
verbessern 

Wo Europa die Kompetenzen hat, kön^ 
die Bürgerinnen und Bürger zu Recht e 
schlossenes und wirksames Handeln er' 
warten. Langwierige und umständliche 
Verfahren sind so zu straffen, daß die • 
bleme nicht nur diskutiert, sondern auC 
bewältigt werden können. Wir streben^ 
Rechtsfähigkeit für die Europäische l^ 
an, um es ihr zu ermöglichen, nach in11 

und außen wirksamer zu handeln. 

Eine erweiterte Europäische Union mu 

eine gestärkte Union sein. Die Institut' 
nen der EU müssen daher reformiert ^ ... 
den. Es muß eine effizient funktionier 
Kommission, ein verbessertes Mitent- 
scheidungsverfahren zwischen Rat uflU 
Parlament und ein effektiveres System 
mokratischer Kontrolle entwickelt we> ^ 
den. Die meisten Teilnehmer traten eU1 

einen verstärkten Gebrauch der Mehf' 
heitsentscheidung im Ministerrat. 
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Transparenz fördern - 
"ürgernähe sichern 

Eu '. r°päische Entscheidungen dürfen nicht 
nter verschlossenen Türen getroffen 

e.erden, Verantwortung darf nicht hinter 
^er anonymen Maschinerie verschwin- 
f..n- Die Entscheidungsverfahren müssen 

r alle Bereiche der Union vereinfacht 
i," vereinheitlicht werden im Sinne einer 
j, ren Aufgabenteilung zwischen Rat, 
^ ^mission, Parlament und Gerichtshof 
Vf. (^arriit für die Bürgerinnen und Bürger 

ländlicher werden. 

^ die Reform der Europäischen Union 
jj.,ß eine intensive öffentliche Debatte ge- 
y ^ Werden. Nur so ist es möglich, das 
H    Uen der Menschen in die Europäi- 
o e Union und ihre Institutionen zu festi- 

• Wir wollen das Europa der Bürger. 

\J^niokratie stärken 
de ^Ul*opäische Union ist den Prinzipien 
pft. Parlamentarischen Demokratie ver- 
(j., ntet. Die europäische Einigung darf 
^ ,er licht zu weniger demokratischer 
(v Parlamentarischer Mitwirkung führen. 

r^.°Ppelte demokratische Legitimation, 
stjjj  e sJ°h die europäische Ordnung 
M 

% erfordert, daß die nationalen Parla- 
VH *n stär^erern Ausmaß einbezogen 
leg• in die Gestaltung der Politik ihrer 
^lerungen im Ministerrat und daß das 
eni °Päische Parlament umfassende Mit- 
ebe clle»dungsrechte auf Gemeinschafts- 

e als Gesetzgeber ausüben kann. 

tw .Parlamente befinden sich nicht in ei- 
Europäische Parlament und die natio- 

'arh 
Wettstreit um Befugnisse, sondern 

Scki en ihre jeweiligen Kontrollrechte ent- 
bes  

Ssen wahrnehmen. Dazu gehört ins- 
kont

ndere auch eine wirksame Haushalts- 
?Wj *?     Eine intensive Zusammenarbeit 
ütifj .   n dem Europäischen Parlament 

n nationalen Parlamenten wie auch L 

bessere Zusammenarbeit zwischen ver- 
schiedenen nationalen Parlamenten ent- 
sprechen dem gemeinsamen Interesse und 
müssen weiter verbessert werden. 

• Subsidiarität gestalten 

Wir wollen ein Europa, in dem so bürger- 
nah wie möglich entschieden wird. Nur 
das soll gemeinsam in Europa geregelt 
werden, was nicht besser national oder re- 
gional entschieden werden kann. Was aber 
besser europäisch entschieden werden 
kann, muß auch die Europäische Union 
entscheiden. 

Kommunen, Regionen, Nationen und Eu- 
ropäische Union gehören zur europäischen 
Identität. Sie sind kein Gegensatz, sondern 
ergänzen sich. Europas Vielfalt ist sein 
Reichtum, Europas Einheit seine Stärke. 

# Erweiterung vorbereiten 

Wir begrüßen die Aufnahmebereitschaft 
der Europäischen Union für weitere eu- 
ropäische demokratische Staaten, die sich 
ihr anschließen wollen, ihre Ziele und 
Werte teilen und bereit und in der Lage 
sind, den „acquis communautaire" zu 
übernehmen. Die Regierungskonferenz 
1996 muß deshalb entschiedene Maßnah- 
men ergreifen, damit die Europäische Uni- 
on auch noch nach der Erweiterung um 
Malta und Zypern und Staaten in Mittel- 
und Osteuropa sowie den baltischen Staa- 
ten mit dann 20 oder mehr Mitgliedern 
funktionieren kann. 

Die Europäische Union hat eine große 
Verantwortung für die neuen Demokratien 
Europas. Wir wollen diese Länder beim 
Aufbau ihrer jungen Demokratien solida- 
risch unterstützen und sie schrittweise an 
die Europäische Union heranführen. Da- 
mit dienen wir dem Frieden und der Frei- 
heit und dem Wohlstand in unserem ge- 
meinsamen Interesse. 
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Europol muß durch Europäisches 
Parlament kontrolliert werden 
Die Tätigkeit von Europol muß der par- 
lamentarischen Kontrolle des Europäi- 
schen Parlamentes unterstellt werden. 
Nur so kann das notwendige Mindest- 
maß demokratischer Kontrolle gewähr- 
leistet werden, sagte der innenpolitische 
Sprecher der EVP-Fraktion im Eu- 
ropäischen Parlament und Berichter- 
statter des EP zu Europol, Hartmut 
Nassauer, zu dem Innenministertreffen, 
bei dem die Europol-Konvention im 
Mittelpunkt der Tagesordnung gestan- 
den hatte. 

Nassauer machte darauf aufmerksam, daß 
die EU-Innenminister sich bereits im März 
darauf geeinigt hätten, den Umgang mit 
„sensiblen" Daten den Europol-Mitarbei- 
tern vorzubehalten. Nur Beamte, die mit 
einem bestimmten Analyseprojekt befaßt 
seien, sollten demzufolge Zugang zu per- 
sonengebundenen Daten haben. Ihre 
Tätigkeit werde von der parlamentari- 
schen Kontrolle der jeweiligen nationalen 
Parlamente nicht erfaßt. 

Die Europol-Analysen drohten damit zu 
einem „kontrollfreien Raum" zu werden. 
Damit gerate die Europol-Konvention auf 
Kollisionskurs mit dem Urteil des Bundes- 
verfassungsgerichts zum Maastrichter Ver- 
trag. Dort hätten die Karlsruher Verfas- 
sungsrichter aus dem Demokratiegebot 
des Grundgesetzes die Notwendigkeit de- 
mokratisch-parlamentarischer Kontrolle 
überall dort abgeleitet, wo europäisches 
Handeln der nationalen Verantwortung 
entwachse. 

Unklarheiten über die nach deutschem 
Verfassungsrecht gebotene demokratische 
Kontrolle über Europol könnte die Ratifi- 
zierung der Europol-Konvention erschwe- 

ren, meinte Nassauer. „Es wäre unertrag- 
lieh, wenn die zur Bekämpfung der orga- 
nisierten Kriminalität so dringend notwefl' 
dige europäische Polizei nach dem mühsä' 
men Prozeß der Erarbeitung der Europol' 
Konvention auch noch Stolpersteine auf 
dem Weg zur Ratifizierung zu überwinde" 
hätte." 

Nassauer forderte vor allem Frankreich 
und Großbritannien auf, im Innenminister 
rat ungeachtet ihrer Betonung des zwi- 
schenstaatlichen Charakters der gemein^3' 
men Innenpolitik den Weg zu einer echte" 
parlamentarischen Kontrolle über Europ0 

durch das Europäische Parlament freizu- 
machen. Die im Rat gegenwärtig offen- 
kundig diskutierte Konsultationslösung 
bezeichnete Nassauer als unzureichend. 
Damit gewönne das EP zwar ein An- 
hörungsrecht, die alleinige Entscheidung5 

befugnis des Rates bleibe aber unge- 
schmälert. 

Nassauer sagte, das Pariser Ergebnis sei 
insgesamt ein deutlicher Fortschritt für 
Europol aber noch nicht der notwendige 
Durchbruch. Inzwischen zeichne sich e"1 

Europol-Konvention ab, die zwar viele 
Fragen offenlasse und in einer Reihe von 
Einzelheiten kritikwürdig sei. Derzeit 
komme es aber vor allem darauf an, die 
Konvention endlich zu verabschieden ufl 
den Ratifizierungsprozeß voranzutreibe11, 

damit Europol endlich seine Arbeit auf- 
nehmen könne. 

Da alle EU-Mitgliedstaaten uneinge- 
schränkt davon überzeugt seien, daß die 
organisierte Kriminalität nur mit Hilfe v 

Europol wirksam bekämpft werden kön11 

wäre es unverantwortlich, den Europol- g 
Start weiter zu verzögern. 
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Reform des Kindschaftsrechts: 

Ohne Gleichstellung nichtehelicher 
Lebensgemeinschaften mit der Ehe 

•e Vorsitzende der Arbeitsgruppe Fa- 
Jljjie, Senioren, Frauen und Jugend der 
^PU/CSU-Bundestagsfraktion, Maria 
'chhorn, erklärte zur Diskussion um 

.le Besserstellung nichtehelicher Le- 
ensgemeinschaften: 

J,e CDU/CSU wird nicht zulassen, daß 
r'

e notwendige Reform des Kindschafts- 
chts zu einer Revision des gesetzlich ga- 

stierten Schutzes der Ehe ausgenutzt 
• lrd. Erforderlich sind gesetzliche Rege- 
ren, die die Rechte der Kinder aus 
cntehelichen Lebensgemeinschaften ver- 

e
essern. Ausgedehnte Diskussionen über 

|.'ne Gleichstellung der Ehe mit nichtehe- 
,. nen Lebensgemeinschaften bringen uns 
'er nicht weiter. Der verfassungsmäßig 

^ ^geschriebene Vorrang der Ehe vor an- 
ren Lebensgemeinschaften darf nicht 

getastet werden. 
'e Position des Vaters eines nichteheli- 
en Kindes muß jedoch gestärkt werden. 

Insbesondere wenn er in einer Lebensge- 
meinschaft mit Mutter und Kind lebt, ist 
eine Teilung der Verantwortung für das 
Kind erforderlich. Auf gemeinsamen An- 
trag hin muß das gemeinsame Sorgerecht 
der Mutter und des Vaters eines nichteheli- 
chen Kindes ermöglicht werden. Der 
nichteheliche Vater muß darüber hinaus 
das Sorgerecht erhalten können, wenn die 
Mutter als Sorgeberechtigte des Kindes 
ausfällt. Auch im Erbrecht müssen nicht- 
eheliche Kinder bessergestellt werden. 
Hier gilt es, zügig die notwendigen Rege- 
lungen zu beschließen. 

Nichteheliche Kinder sind benachteiligt, 
wenn ihre Eltern sich nicht zu einer Ehe 
entschließen können. Ihre rechtliche Stel- 
lung muß daher durch Gesetze verbessert 
werden. Nachteile, die für nichteheliche 
Lebensgemeinschaften bestehen, können 
jedoch leicht überwunden werden. Die 
Partner können heiraten. 

Forumsveranstaltung in Steinfurt 
»ereits zum dritten Mal hat der 
CDU-Kreisverband Steinfurt eine 
ganztägige Forumsveranstaltung 
durchgeführt. Standen 1993 die 
Wirtschafts- und 1994 die Familien- 
Politik im Mittelpunkt, so ging es 
"•esmal um die Bildungspolitik. 
kinen ganzen Tag diskutierten rund 
*00 interessierte Teilnehmer aus der 
*~DU, aber auch Gäste von außerhalb 

er Partei mit Experten im Plenum 
^nd in den vier Arbeitskreisen. 
Hauptredner war Norbert Lammert, 

Parlamentarischer Staatssekretär - 
früher im Bildungs- und jetzt im Wirt- 
schaftsministerium. Zum Abschluß 
stand die Verabschiedung eines „Bil- 
dungspolitischen Manifestes" auf der 
Tagesordnung. Klar, daß die CDU 
auch jetzt wieder - wie bereits im Vor- 
jahr - eine kostenlose Kinderbetreu- 
ung anbot - und das mit großem Er- 
folg. Der besondere Dank des CDU- 
Kreisvorsitzenden Karl-Josef Lau- 
mann, MdB, galt dann auch denen, die 
bei der Betreuung der Steppkes mitge- 
holfen haben. 



Seite 30 • UiD 14/1995 MENSCHENRECHTE! 

Von steigendem Fremdenhaß 
kann keine Rede sein 

Zu dem von der Organisation „Human 
Rights Watch" veröffentlichten Bericht 
über Menschenrechtsverletzungen und 
Fremdenhaß in der Bundesrepublik er- 
klärte der Obmann der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion im Unterausschuß für 
Menschenrechte und humanitäre Hilfe, 
Andreas Krautscheid: 

Der Bericht von „Human Rights Watch" 
nimmt zwar den erfreulichen Rückgang 
ausländerfeindlicher Straftaten in der Bun- 
desrepublik in den letzten beiden Jahren 
zur Kenntnis, er beschreibt die tatsächli- 
che Situation in Deutschland jedoch nicht 
mit dem erforderlichen Realismus. Von 
steigendem Fremdenhaß kann keine Rede 
sein. Hiergegen spricht allein schon der 
deutliche Rückgang der entsprechenden 
Straftaten und Verfahren. Selbstverständ- 
lich sind ausländerfeindliche oder rassisti- 
sche Gewalttätigkeiten mit aller Schärfe 
weiterhin zu verfolgen. Die Polizei ver- 
zeichnet hierbei steigende Erfolge. 
Positiv vermerkt der Bericht, daß nach den 
Änderungen des Asylrechts und der einge- 
tretenen Verringerung der Asylbewerber- 
zahlen eine deutliche Entspannung im 
Verhältnis zwischen Deutschen und Aus- 
ländern eingetreten ist. Hierbei haben die 
vielfältigen Maßnahmen unserer Aktio- 
nen, der Politik, der Polizei, der Justiz, 
aber insbesondere auch das Verhalten der 
Bundesbürger mitgeholfen. Dieser positi- 
ve Trend muß weiter verstärkt werden. An 
dieser positiven Gesamteinschätzung än- 
dert auch die Tatsache nichts, daß in Ein- 
zelfällen auch Übergriffe im Bereich der 
Polizei vorgekommen sind, die selbstver- 
ständlich mit aller gesetzlichen Schärfe zu 
verfolgen sind. 

Bedauerlich und inkonsequent ist die Krt' 
tik des Berichts an dem deutschen Vorge; 
hen gegen die Publikation von neonazism 
sehen und rassistischen Presseorganen. 
Hierin eine unzulässige Einschränkung 
der Meinungsfreiheit zu sehen, wie dies 
Human Rights Watch tut, ist Widerspruch; 
lieh. Die deutschen Behörden müssen we*' 
terhin mit allen ihnen zur Verfügung ste- 
henden gesetzlichen Möglichkeiten gege" 
die Verbreitung von neonazistischem Ge- 
dankengut und Symbolen vorgehen. In 
diesem Zusammenhang wäre es hilfreich- 
wenn auch andere Länder, wie z. B. die 
USA, im Bereich der Verbreitung und Vtf' 
öffentlichung derartiger Hetzschriften 
schärfer gegen deren Urheber vorgehen 
würden. 

Personalie 

Der Geschäftsführende Vorstand der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat auf 
Vorschlag der Arbeitsgruppe Inneres 
Eva-Maria Kors zur Berichterstattern1 

für Aussiedlerfragen der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion bestimmt. 
Sie wird damit Nachfolgerin von 
Gertrud Dempwolf, die als Pariamen' 
tarische Staatssekretärin ins Bundesrni' 
nisterium für Familie, Senioren, Frau- 
en und Jugend wechselte. 
Eva-Maria Kors ist damit zuständig 
u. a. für die Fragen der Aufnahme und 
Eingliederung von Spätaussiedlern a°s 
den osteuropäischen Staaten sowie den 
Nachfolgestaaten der ehemaligen 
Sowjetunion. 

\ 
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Keine zusätzlichen Spielräume für 
die Finanzierung neuer Ausgaben 
^»läßlich der Feststellung des Bundes- 
ankgewinns in der Sitzung des Zen- 
•"albankrates erklärte Bundesfinanz- 

minister Theo Waigel am 20. April: 
er Zentralbankrat der Deutschen Bun- 
esbank hat auf seiner Sitzung am 20. 

^Pril 1995 den Bundesbankgewinn für 
?as Jahr 1994 festgestellt. Die Bundes- 
änk wird dem Bund einen Betrag von 
u-237 Mrd DM überweisen. Durch die 
Führung des Bundesbankgewinns wer- 

pen allerdings keine Spielräume für die 
'[Janzierung zusätzlicher Ausgaben ge- 

! "äffen. Denn die Verwendung des abge- 
lten Betrages ist gesetzlich festgelegt: 
dem vom Deutschen Bundestag verab- 

redeten Bundeshaushaltsplan für das 
nr 1995 sind - wie auch in den vergan- 

gen Jahren - 7 Mrd. DM zur allgemei- 
s
efi Deckung der Bundesausgaben vorge- 
hen. Der den Betrag von 7 Mrd. DM 

ersteigende Teil des Bundesbankge- 
>nns (rd. 3,2 Mrd. DM) wird 1995 erst- 

nalig für den Abbau der Schulden des 

Erblastentilgungsfonds (ELF) eingesetzt, 
in dem die finanziellen Erblasten der ehe- 
maligen DDR zusammengefaßt sind. Die- 
se, bereits im Föderalen Konsollidierungs- 
programm getroffene Regelung wird dazu 
beitragen, die Erblastschulden der ehema- 
ligen DDR, die sich auf insgesamt rd. 
360 Mrd. DM belaufen werden, innerhalb 
einer Generation zu tilgen. 

Im übrigen sieht der vom Deutschen Bun- 
destag verabschiedete Bundeshaushalts- 
plan für das Jahr 1995 eine Zuweisung des 
Bundes an den ELF in Höhe von 25,4 
Mrd. DM vor. Die zusätzliche Tilgung von 
Erblastschulden in Höhe von über 3 Mrd. 
DM wird ab dem nächsten Jahr zur Ein- 
sparung von Zinsausgaben im Haushalt 
des ELF in Höhe von rd. 200 Mio DM 
führen. Diese Verwendung des Bundes- 
bankgewinns führt daher Jahr für Jahr zu 
einer Erhöhung des Tilgungsanteils in der 
Zuführung des Bundes an den Erblasten- 
tilgungsfonds. 

1994 mehr Selbständige in den Freien Berufen 
564.000 selbständig tätige Freibe- 
rufler ermittelte das Institut für 
*Veie Berufe an der Universität 
Nürnberg im Januar 1995 in den al- 
ten und neuen Bundesländern. Das 
S|nd 15.000 mehr als noch vor einem 
Jahr. 
ln den neuen Bundesländern sind die 
^"ünderjahre inzwischen in eine Pha- 
se der Stabilisierung übergegangen, 
dle Freien Berufe konnten dort einen 
Anstieg um 1.200 Selbständige ver- 

zeichnen. In den alten Bundesländern 
hingegen war die Entwicklung von ei- 
nem dynamischen Wachstum gekenn- 
zeichnet: die Selbständigen in den 
Freien Berufen wuchsen um 13.700 
auf 492.600 an. 
Sowohl das Institut der Freien Berufe 
als auch der Bundesverband der Freien 
Berufe (BFB) rechnen damit, daß spä- 
testens im Jahr 1997 die Marke von 
600.000 selbständigen Freiberuflern in 
Deutschland erreicht wird. 
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Bevölkerung wächst bis 2010 um 
fünf Millionen auf 85,7 Millionen 
Die erste Bevölkerungsprognose für alle 
Regionen des Bundesgebietes bis zum 
Jahr 2010 liegt jetzt vor. Demnach wird 
die Bevölkerung in Deutschland weiter 
anwachsen. Diese Gesamtentwicklung 
weist jedoch regional sehr unterschied- 
liche Tendenzen auf. Bundesbaumini- 
ster Klaus Töpfer stellte am 21. April 
die „Raumordnungsprognose 2010/Teil- 
bereich regionale Bevölkerungsprogno- 
se" vor. Diese Prognose ist von der Bun- 
desforschungsanstalt für Landeskunde 
und Raumordnung (BfLR) erarbeitet 
worden. 
Um die Siedllungsentwickung sowie den 
Wohnungs- und Infrastruktrubedarf der 
nächsten 15 Jahre verläßlich abschätzen 
zu können, sind gesicherte Annahmen 
über die mittelfristige Nachfrage und da- 
mit über die Bevölkerungsentwicklung er- 
forderlich. Eine regional differenzierte Be- 
trachtung führt dabei zu wesentlich aussa- 
gefähigeren Ergebnissen als eine Be- 
schränkung auf die Bevölkerungsgröße 
insgesamt. 
Diese Prognose basiert auf dem Status 
Quo, also auf der Grundlage der gegen- 
wärtigen Rahmenbedingungen. Die BfLR 
betont, daß es die Aufgabe der Politik ist, 
Schlußfolgerungen für die aktive Beein- 
flussung dieser Entwicklungen zu ziehen. 
Die der BfLR-Prognose zugrunde geleg- 
ten Annahmen über Häufigkeit von Ge- 
burten und Sterbefällen, Umzüge inner- 
halb Deutschlands und Zu- und Abwande- 
rungen von und nach Drittländern sind mit 
maßgeblichen Bevölkerungswissenschaft- 
lern erörtert worden. Die Annahmen wur- 
den dann mit den Ausgangsdaten eines je- 
den Teilraums zusammengeführt, um die 
Besonderheiten der jeweiligen Regionen, 

z.B. hinsichtlich der Altersstruktur zu 
berücksichtigen. 
Der von der BfLR prognostizierte Zu- 
wachs resultiert aus einem positiven 
Außenwanderungssaldo von 8 Millionen 
Menschen. Dem steht ein Minus in der 
natürlichen Bevölkerungsentwicklung von 

2,6 Millionen gegenüber. Die Binnenwan- 
derung zwischen neuen und alten Lände111 

wird sich unter 300.000 Menschen bewe- 
gen. 
Die regionale Bevölkerungsprognose 20' 
der Bundesforschungsanstalt kommt zu 
folgenden Ergebnissen: 
• Die Bevölkerung wird insgesamt zwi- 

schen 1991 und 2010 um ca. 5 Millio- 
nen auf über 85 Millionen Personen 
wachsen; 

• die Wanderung von den neuen in die 3' 
ten Länder schwächt sich ab; 

• das Umland der großen Verdichtungs^' 
gionen des Bundesgebietes - etwa der 

Bundesbauminister 
Klaus Töpfer stellt 

Raumordnungsprognose 
2010 vor. 

Hamburger Raum, die Regionen ent- 
lang der Rheinschiene, der Frankfurt 
Raum, die Regionen Stuttgart und 
München - werden noch um bis zu lu 

Prozent wachsen. Insgesamt verzeich- 
nen fast alle süddeutschen Regionen 
überproportional hohe Zunahmen; 
die meisten ostdeutschen Regionen 
werden Bevölkerung verlieren. Beso" 
ders ausgeprägt wird der Rückgangin 
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den ländlich strukturierten Regionen im 
Nordosten von Brandenburg und in 
Mecklenburg-Vorpommern sein; 
der Großraum Berlin wird hingegen 
Bevölkerungszunahmen aufweisen; 

generell steigt der Altersdurchschnitt 
der Bevölkerung; diese Entwicklung 
wird sich im Zeitraum nach 2010 ver- 
stärkt fortsetzen. 

^egenläufige Entwicklungen 

^ndesbauminister Klaus Töpfer: Wir 
üssen uns auf zwei sehr unterschiedliche 
ntwicklungen einstellen: In den großen 

. erdichtungsregionen mit ihren zum Teil 
^t schon vorhandenen Überlastungser- 

. Meinungen wird die Bevölkerungszahl 
eUer erheblich wachsen, wenn keine Ge- 
naiaßnahmen ergriffen werden. In den 
^kturschwachen ländlichen Räumen, 

^B- in Mecklenburg-Vorpommern und in 
0rdbrandenburg, wird die Bevölkerung 
e'ter abnehmen. Dies hätte die Konse- 
er)z, daß es immer schwieriger sein 
rd, eine infrastrukturelle Grundversor- 

jjjg aufrecht zu erhalten. Die Politik muß 
.   eiden Regionstypen diese Entwicklung 

i   Cn eine aktive Raumordnungs- und 
^ndesentwicklungspolitik gestalten. Wir 
CL 

otjgen eine nachhaltige, raumverträgli- 
c,   Siedlungsstruktur und eine entspre- 

ende regionale Wirtschaftspolitik. 
ler*u sind erforderlich: 

leistungsfähige Städte im weiteren 
ailand der großen Verdichtungsregio- 
en sind als Entlastungsorte auszubau- 

en; 6 

urch eine integrierte Siedlungsplanung 
^nd die Standorte für Arbeiten und 

ohnen wieder enger zusammenzu- 
aren, um das Pendleraufkommen zu 

Jfduzieren und um Freiflächen zu si- caern; 
nerhalb und zwischen den großen 

Verdichtungsregionen ist ein zusam- 
menhängendes großräumiges Biotop- 
verbundsystem aufzubauen; 

• Bauland sollte in erster Linie an sol- 
chen Standorten ausgewiesen werden, 
die über eine gute ÖPNV-Anbindung 
verfügen; 

• die Städte innerhalb der Verdichtungs- 
regionen sollten ihre Flächennutzungs- 
konzepte künftig besser aufeinander ab- 
stimmen, um zu Gesamtkonzeptionen 
für die Region zu gelangen. 

Grundausstattung sichern 

In den strukturschwachen ländlichen Re- 
gionen wird es neben der Schaffung von 
außerlandwirtschaftlichen Arbeitsplätzen 
vor allem darum gehen, die Grundausstat- 
tung dieser Regionen mit Infrastruktur und 
Geschäften des täglichen Bedarfs zu si- 
chern sowie gut erreichbare Mittelpunkt- 
gemeinden auszubauen, um die Versor- 
gung für andere Gemeinden mit überneh- 
men zu können (etwa ärztliche Versor- 
gung, Schulen, Sozialeinrichtungen). 

Zitat 
. . . wenn wir beispielsweise einen Ar- 
beitsplatzfür mehr Sicherheit, Sauber- 
keit und Service im öffentlichen Perso- 
nennahverkehr anbieten und wenn 
dann einer kommt, der arbeiten kann, 
und sagt, er möchte aber lieber weiter 
von Sozialhilfe und ein bißchen 
Schwarzarbeit leben, dann muß man 
sagen: Gut, jeder ist seines Glückes 
Schmied, du mußt ja nicht, aber zahlen 
werden wir dann auch nicht mehr. 
. . . Das gibt es übrigens in anderen 
sozialdemokratisch regierten europäi- 
schen Ländern auch. 

Henning Voscherau, Erster Bürger- 
meister (SPD) von Hamburg in 
„Die Woche" vom 13. April 1995 
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Mehrheit in Berlins CDU für Länderehe 
Premiere einer Mitgliederbefragung 

Die eigens organisierte historische Berli- 
ner Waage von 1912 neigte sich eindeutig 
zu dem Stapel mit den Ja-Karten: Die 
Berliner CDU hat sich mit großer Mehr- 
heit für die geplante Länderfusion mit 
Brandenburg ausgesprochen. 

Bei einer schriftlichen Befragung der rund 
15.000 hauptstädtischen Christdemokraten 
votierten 74,8 Prozent für die Fusion, wie 
die Auszählung am 21. April ergab. Von 
den 4.572 abgegebenen gültigen Stimmen 
bei der Mitgliederbefragung lauteten 
3.422 „Ja" zur Länderfusion. 

Als Zeitpunkt der Vereinigung wurde von 
rund drei Viertel der Fusionsbefürworter 
das Jahr 1999 favorisiert. Nur 25 Prozent 
votierten für den Termin 2002. Die Betei- 
ligung an der in dieser Form erstmals von 
einer der großen Parteien in Deutschland 
durchgeführten Mitgliederbefragung zu ei- 
nem Sachthema lag bei 32 Prozent der 
Mitglieder, eine Resonanz, mit der sich 
der Landesvorsitzende Eberhard Diepgen 
zufrieden zeigte. 

Mit der Mitgliederbefragung, deren Ab- 
lauf innerhalb der Landessatzung noch 
nicht formal verankert ist, wurde ein 
Landesparteitagsbeschluß umgesetzt. Alle 
Mitglieder waren zwei Wochen vor dem 
Auszählungstermin persönlich ange- 
schrieben worden und hatten eine 
Abstimmungspostkarte erhalten. 

Der Generalsekretär der Berliner CDU, 
Dieter Ernst, kündigte an, das Votum der 
Mitgliederbefragung werde nun in die Po- 
sition der Partei zur Länderehe einfließen, 
über die auf einem Landesparteitag am 20. 
Mai beraten wird. In den kommenden Wo- 
chen werde die Diskussion über den Ent- 
wurf des Anfang April ausgehandelten 
Staatsvertrages fortgeführt, auch in der 

CDU-Fraktion im Berliner Abgeordneten' 
haus. Es gelte nun, so der Regierende Bur' 
germeister Eberhard Diepgen, die letzten 
Skeptiker der Fusion noch zu überzeugen- 

Die Berliner CDU setzte mit der Umfrage 

einen weiteren Akzent für den Politik- 
Schwerpunkt im Wahljahr: „Wir werden 
immer wieder das Gespräch mit den Men' 
sehen suchen, innerhalb der Partei und 
draußen auf der Straße", erklärte der 
Wahlkampfleiter der Berliner CDU, Petef 

Radunski. Bereits im Februar hatte die 
Berliner CDU mit großem Erfolg eine 
stadtweite Umfrage zu verschiedenen aK' 
tuellen Politikthemen durchgeführt, an oe 

etwa 11.000 Berliner teilgenommen hat- 
ten. Diese Umfrageaktion wird im Mai n1 

erweiterten Themen fortgesetzt werden- 

Carola Hartfelder: 
Jahrhundertentscheidung 
Mit überwältigender Mehrheit hat 
sich auch die CDU in Brandenburg 
für die Fusion von Berlin und Brafl' 
denburg ausgesprochen. 

Auf ihrer Landesversammlung am 
22. April in Potsdam stimmten die 21" 
Delegierten bei weniger als zehn Ge- 
genstimmen für die Länder-Ehe und 
legten sich gleichzeitig auf 1999 als 
Fusionsjahr fest. 
Die CDU-Landesvorsitzende Carola 
Hartfelder begrüßte das Ergebnis der 
Abstimmung als „Jahrhundert-Ent- 
scheidung" und als wichtige Vorausse1' 
zung für die Schaffung besserer Le- 
bensverhältnisse sowohl in Branden- 
burg als auch in Berlin. 
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Aus dem Bildungsangebot der 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Das Bildungszentrum Wendgrä- 

ben der Konrad-Adenauer-Stif- 
tung will mit seinen Veranstaltun- 
gen die Erinnerung an die revolu- 
tionären Ereignisse im Herbst 1989 
wachhalten, die Ursachen und den 
Verlauf aufzeigen und damit eine 
der bewegendsten Epochen der 
gemeinsamen Geschichte aller 
Deutschen erlebbar machen. 

So das Vorwort zum aktuellen 
Halbjahresprogramm des unweit 
von Magdeburg gelegenen 
Bildungshauses. Zahlreiche Veran- 
staltungen dienen der Umsetzung 
dieses Auftrags. Den 

Wendgräbener Dialogforen 
kommt hierbei besondere Bedeu- 
tung zu. 

Termine, Themen 
und Veranstaltungsorte: 
•12.-13. Mai 1995 

»Wohlstand, Besitzstand, Still- 
stand?" - Deutschland als Wirt- 
schafts- und Sozialstandort im 
Härtetest. 
Ort: Magdeburg 

• 16.-17. Juni 1995 
Leben in der Diktatur - Gegner 
des SED-Regimes und ihre 
Schicksale. 
Ort: Waldheim 

• 22.-23. September 1995 
„Wir sind ein Volk" - Westdeut- 
sche und ostdeutsche Identität: 
Bundesrepublik Deutschland 
und DDR als „Fußnoten" einer 
Geschichte der deutschen 
Nation. 
Ort: N.N. 

• 15.-16. Dezember 1995 
Die DDR und die Auseinander- 
setzung mit dem Nationalsozia- 
lismus - Die Legende vom anti- 
faschistischen Selbstverständnis 
der DDR. 
Ort: N.N. 

Informationen/Anmeldungen: 
Konrad-Adenauer-Stiftung 
Bildungszentrum Wendgräben 
Postfach 16 
D-39279 Loburg 
FAX: (03 92 45) 27 85 

r> • 
udrun Heute-Bluhm Oberbürgermeisterin in Lörrach 
Einen „großen Erfolg für die CDU" 
und zugleich ein „wichtiges frauenpo- 
tt'sches Signal" nannte der Fraktions- 

v°rsitzende der CDU im baden-würt- 
embergischen Landtag, Günther Oet- 

)mger, die Wahl der Freiburger Vize- 
|~andrätin, Gudrun Heute-Bluhm, zur 
^uen Oberbürgermeisterin von Lör- 

rach. Mit einer Mehrheit von 129 
Stimmen setzte sie sich gegen den 
SPD-Bewerber durch und machte of- 
fenbar den von ihr angekündigten 
„Neuanfang" sowie eine „andere 
Stadtpolitik" glaubhafter als ihr Ge- 
genkandidat die seinen Wählern 
zugesagte Bürgernähe. 



Seite 36 • UiD 14/1995 FRAUEN-UNIQÖ 

„Perspektiven: Politik bestimmt weiblich" 

Zehn Jahre nach dem Essener Par- 
teitag mit seinen richtungsweisen- 

den Leitsätzen „Die neue Partner- 
schaft - Frauen in Beruf, Familie und 
Politik" wird sich eine bundesweite 
Veranstaltung der Frauen-Union am 1. 
Mai 1995 erneut mit Perspektiven aus- 
einandersetzen, die Frauen in der Po- 
litik über das Jahr 2000 hinaus für we- 
sentlich halten. Nicht nur die Bilanz 
des bisher Erreichten soll aufgezeigt 
werden. Es gilt auch, neue Prioritäten 
zu setzen. 
• FRAUEN haben erkannt, daß ohne 

die Verbindung von Ökonomie und 
Ökologie eine Zeitbombe tickt, die 
die Lebensgrundlage der Menschen 
auf der ganzen Welt zerstört. 

• FRAUEN erfahren, daß Frieden 
nicht ein Wert unter anderen ist, 
sondern der zentrale Wert für die 
Lebensinteressen von Menschen: 
Frauen, Männern und Kindern. 

• FRAUEN wissen, daß es ohne so- 
ziale Gerechtigkeit eine Weiterent- 
wicklung der menschlichen Gesell- 
schaft nicht geben wird. Und: 

• FRAUEN sind sich im Klaren darü- 
ber, daß die Solidarität der Genera- 
tionen heute wie ehedem gelebt 
und geübt werden muß. 

1985 haben die Leitsätze zur neuen 
Partnerschaft sowie politische Refor- 
men für Frauen mehr Chancen eröff- 
net als je zuvor. 1995 befindet sich 
weltweit die menschliche Gesellschaft 
im Umbruch. Selbstkritisch muß hin- 
terfragt werden, ob wir auf diese Rolle 
schon genügend vorbereitet sind und 
in welcher Weise sich Frauen beteili- 
gen müssen. Die eigenständige Ant- 

wort der Frauen und ihre Erfahrung^ 
im politischen Machtgefüge fehlen 
nach wie vor - sie sind Chance und 
Perspektive zugleich. 
Lesen Sie, daß Frauen in allen Berei- 
chen heute andere Prioritäten setzet 

„Frau und Politik" Nr. 2/95 
„Perspektiven" ist zu beziehen bei: 
Union-Betriebs GmbH, 
Friedrich-Ebert-Allee 73-75, 
53113 Bonn, 
Tel.(02 28)544314, 
Fax (02 28) 5445 86. 
Bei Bestellung von mehr als 50 StücK 
wird ein Betrag von DM 1,- pro Stück 
erhoben. 

ffau, \AAA<L föfcKk* 

„Wirsindnicht nur verantwortlich für das. 
was wir tun, 

&or\dcrr\ auch für das, was wir nicht tun." 

Rj 
PERSPEKTIVEN 

2/95 

„Frau und Politik' 
2/95 
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• • 

SCHULERWETTBEWERB! 
Christlich • demokratischer Neubeginn nach 1945 

Aufbruch 
nach der   . 

Katastrophe! 
Die Aufgabe des Schülerwettbewerbs der Konrad-Adenauer-Stiftung 

besteht darin, den christlich-demokratischen Neuanfang in Deutsch- 

land nach dem Ende des 2. Weltkrieges zu untersuchen und lebendig 
werden zu lassen. 

• Wie war die Ausgangslage 1945? 

• Welche Motive führten zur Gründung der Christlich Demokratischen Union? 
• Welche Frouen und Männer repräsentierten diesen politischen Neuanfang? 

' interessieren uns für alles, was mit dem christlich-demokratischen Neubeginn zu tun hat. 
Die Produkte der Recherchen dürfen ruhig interessant aufbereitet sein: 

z. B. Videofilme, Reportagen, Aufsätze, Fotoserien, Collagen, Features etc. etc. 

Teilnehmer: Gruppen und einzelne Schüler / Schülerinnen ab 16 Jahre 

Einsendeschluß: 20. November 1995 

Schirmherrschaft: Bundesministerin Claudia Nolte 
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Materialien 
der Frauen-Union 

PartnerschJ 
von Frau 7 
"ndMani 
in der a/ 
Deut seih, 

«h 
•^ / 

• Frauen knüpfen Netze 
für die Zukunft 

Der gleichlautende Beschluß vom 20. Bun- 
desdelegiertentag der Frauen-Union hat 
zum Ziel, die Vernetzung von Frauen und 
Fraueninitiativen zu fördern, um die Kennt- 
nis und Kompetenz der Frauen in einem 
Netzwerk zusammenzuführen. Der 
Beschluß „Frauen knüpfen Netze für die 
Zukunft" enthält viele Anregungen für die 
Arbeit der Frauen-Union, aber auch für die 
Zusammenarbeit mit Verbänden, Einzel- 
personen und mit anderen Netzwerken. 
Bestell-Nr.: 2963 
Verpackungseinheit: 50 Expl. 
Preis je Verpackungseinheit: 18,— DM 

• Vorfahrt für Familien 
Bestell-Nr.: 2969 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je Verpackungseinheit: 20,— DM 

• Partnerschaft von Frau und 
Mann in der CDU Deutschlands 

Diese Broschüre enthält die wichtigsten 
Parteitagsbeschlüsse der CDU zur politi- 
schen Gleichstellung von Frau und Mann- 

Bestell-Nr.: 2105 
Verpackungseinheit: 50 Expl. 
Preis je Verpackungseinheit: 28,50 DM 

• Politik weiblich — 
Themen, Tips und Fakten 

Der vorliegende Leitfaden zur Zielgrup- 
penansprache soll Ihnen helfen, Lösung5' 
ansätze und Anregungen für die Vorbei1' 
tung Ihrer Aktionen zu finden. 
Bestell-Nr.: 4602 
Verpackungseinheit: 10 Expl. 
Preis je Verpackungseinheit: 15,— DM 

Ein Leitfaden für die Zielgruppenarbeit mit Frauen 

•WNU MV DIM ZUKUNFT 

CDU 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 1164 
33759 Versmold 
Fax: 05423/41521 
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Wir kriegen 

nichts 

geschenkt. 

Ersl seil 1900  dürfen Frouen «i deutschen Univer- 
sitäten sludkien. 

Di 
^ir kriegen nichts geschenkt 

Q^ses Faltblatt können Sie auch als 
ß6schenkpapier verwenden. 
Sloße: 67 x 46 cm 
^stell-Nr.: 2812 
fsfrPackungseinheit: 50 Expl. 

re's je 50 Expl.: 20 -DM 

^hrradschlüssel 
' ötrickliesels Töchter" 

Ver
S

t!
el|-Nr.: 9808 

f^  Packungseinheit: 25 Expl. 
eis Je 25 Expl.: 25 -DM 

A Notizbuch der Frauen-Union 
Bestell-Nr.: 9807 
Verpackungseinheit: 10 Expl. 
Preis je 10 Expl.: 36 - DM 

Mit Grips 
ohne Schlips. 

/• 

A Poster: 
Mit Grips ohne Schlips 

Bestell-Nr.: 7722 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je 25 Expl.: 16-DM J 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

Wertvolle Tips für Urlaub mit Kindern 

• Familienurlaub 
Der Bundesfachausschuß Familienpo- 
litik hatte im letzten Jahr viele Familien 
dazu aufgerufen, ihre Erfahrungen 
zum Thema „Urlaub mit Kindern" auf- 
zuschreiben. Aus den zahlreichen Ein- 
sendungen ist nun die Broschüre 
„Familienurlaub" entstanden, die u. a. 
auch Tips und Hinweise für einen 
kostengünstigen Urlaub enthält. 
Bestell-Nr.: 4925 
Verpackungseinheit: 25 Exemplare 
Preis je 25 Expl.: 18-DM 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 11 64 
33759 Versmold 
Fax (0 54 23) 415 21 

fAttsAjtUiAJAteAW 

CDU 
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